
1198 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates Xli G P. 

I 

6. 3. 1969 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1969, 
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948 
neuerlich geändert wird (15. Vertragsbedien­

steten gesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. 
Nr. 86, inder Fassung der Bundesgesetze BGBl. 
Nr. 174/1959,282/1960, 165/1961, 186/1962, 117i 
1963, 173/1963, 313/1963, 154/1964, 126/1965, 
191/1965, 11011966, 18/1967, 237/1967 und 2601 
1968 wird geändert wie folgt: 

1. § 19 lautet: 

"V 0 r r ü c k u n gin h ö her e E n t I 0 h­
nungsstufen 

§ 19. (1) Der Vertragsbedienstete rückt nach 
jeweils zwei Jahren in die nächsthöhere für ihn 
vorgesehene Entlohnungsstufe vor. Für die Vor­
rückung ist, soweit im folgenden nichts anderes 
bestimmt ist, der Vorrückungsstichtag maß­
gebend. 

(2) Bei der Berechnung des zweijährigen Zeit­
raumes sind die in Teilbeschäftigung verbrachten 
Dienstzeiten bei einer Dienstleistung von mehr 
als der Hälfte der Dienstleistung eines- entspre­
chenden vollbeschäftigten Vertragsbediensteten 
voll, sonst zur Hälfte in Anschlag zu bringen. 

(3) Steht der Vertragsbedienstete gleichzeitig 
in einem anderen Dienstverhältnis zu einer inlän­
dischen Gebietskörperschaft oder im Lehrberuf 
an einer öffentlichen Schule oder an einer mit 
öffentlichkeitsrecht ausge~tatteten inländischen 
Privatschule, so' ist bei der Anwendung des Abs. 2 
vom Gesamtausmaß. dieser Beschäftigungen aus­
zugehen. 

(4) Wird ein vorher teilbeschäftigter Vertrags­
bediensteter voll beschäftigt, so sind alle dem 
Zeitpunkt des Beginnes der Vollbeschäftigung 
vorangegangenen Zeiten gemäß § 26' für die 
Bestimmung eines Vorrückungsstichtages heran­
zuziehen. 

(5) Wird ein vorher vollbeschäftigter Vertrags­
bediensteterteilbeschäftigt, so bleibt er in der 

errreidlten Entlohnungsstufe. Der nächste Vor­
rückungstermin richtet sich nach den Abs. 1 bis 3 
und 6. 

(6) Die Vorrückung findet an dem auf die Voll­
endung des zweijährigen Zeitraumes folgenden 
1. Jänner oder 1. Juli statt (Vorrückungstermin). 
Die zweijährige Frist gilt auch dann als am Vor­
rückungstermin vollstreckt, wenn sie vor dem 
Ablauf des dem Vorrückungstermin folgenden 
31. März bzw. 30. September endet." 

2. § 26 lautet: 

"V 0 r r ü c k u n g s s t ich tag 

§ 26. (1) Der Vorrückungsstichtag wird da­
durch ermittelt, daß dem Tag der ·Aufnahme 
folgende zwischen dem Tag der Vollendung des 
18. Lebensjahres und dem Tag der Aufnahme 
liegende Zeiten - mit den sich aus Abs. 4 bis 8 
ergebenden Beschränkungen vorangesetzt 
werden: 

a) die im Abs. 2 angeführten Zeiten zur 
Gänze; 

b) die sonstigen Zeiten zur Hälfte. 

(2) Gemäß Abs. 1 lit. a sind voranzusetzen: 
1. die Zeit, die in eIner Beschäftigung mit 

mehr als der Hälfte des für Vollbeschäftigte 
vorgeschriebenen Ausmaßes entweder in einem 
Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebiets­
körperschaft oder im Lehrberuf an einer öffent­
lichen Schule oder an einer mit öffentlichkeits­
recht ausgestatteten inländischen Privatschule 
zurückgelegt worden ist; 

2. die Zeit der Ableistung des Präsenzdienstes 
nach dem Wehrgesetz, BGBl. Nr. 181/1955; 

3. die Zeit, in der der Vertragsbedienstete 
auf Grund des Heeresversorgungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 27/1964, Anspruch auf eine Beschädigten­
rente entsprechend einer Minderung der Erwerbs­
fähigkeit von mindestens 90 v. H. gehabt hat; 

4. die Zeit der Einführung in das praktische 
Lehramt, der Gerichtspraxis (Rechtspraktikanten­
zeit) und der nach dem Krztegesetz, BGBl. 
Nr. 92/1949, zur ärztlichen Berufsausübung vor­
geschriebenen praktischen Tätigkeit an emer 
zugelassenen Ausbildungsstätte ; 
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2 1198 der Beilagen 

5. die Zeit einer Verwendung oder Ausbildung, 
die über die gemeinsamen Erfordernisse für die 
Erlangung von Dienstposten der der Entloh­
nungsgruppe des Vertragsbediensteten entspre­
chenden Verwendungsgruppe der Bundesbeamten 
hinaus für den der Verwendung des Vertrags­
bediensteten entsprechenden Dienstzweig vorge­
schrieben ist, sowie die nach der Erlangung des 
Reifezeugnisses einer höheren Lehranstalt für die 
Ausbildung zur Ablegung der Befähigungsprü­
fung für den Fremdsprachunterricht aufgewen­
dete Zeit, soweit sie ein Jahr nicht übersteigt; 

6. bei Vertragsbediensteten, die in die Ent­
lohnungsgruppe b, 'a, I 1 oder I pa oder in eine 
der Entlohnungsgruppen 1 2 aufgenommen 
werden, 

a) die Zeit des erfolgreichen Besuches der fünf­
ten Klasse einer fünfklassigen Oberstufe 
einer höheren Lehranstalt; 

b) die Zeit des Studiums an einer höheren 
Lehranstalt, die eine selbständige Oberstufe 
bildet, soweit diese Zeit deshalb nach der 
Vollendung des 18. Lebensjahres liegt, weil 
für die Aufnahme in die Lehranstalt die 
Zurücklegung einer Praxis zeit oder die 
Vollendung eines höheren Lebensalters 
vorgeschrieben war; 

c) die Zeit des erfolgreichen Besuches eines 
Abiturientenlehrganges an Lehrerbildungs­
anstalten, wenn für den Vertragsbedien­
steten die Reifeprüfung -für Volksschulen 
als Anstellungserfordernis vorgeschrieben 
war; 

7. die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an 
einer Hochschule oder einer staatlichen Kunst­
akademie, das für den dem Ver~ragsbediensteten 
hinsichtlich der Verwendung vergleichbaren 
Beamten Anstellungserfordernis ist, soweit diese 
Zeit vier Jahre übersteigt, bis zu dem aus der 
Anlage ersichtlichen Höchstausmaß. Zum Studium 
zählt auch die für die Ablegung der Abschluß­
prüfungen oder für die Erwerbung eines akade.­
mischen Grades erforderliche Vorbereitungszeit; 

(3) Im Abs. 2 nicht angeführte Zeiten können 
anläßlich der Aufnahme ausnahmsweise vom 
zuständigen Bundesministerium 'im Einver­
nehmen mit dem Bundeskanzleramt . und dem 
Bundesministerium für Finanzen wie eine im 
Abs. 2 angeführte Zeit berücksichtigt werden, 
wenn der Vertragsbedienstete in dieser Zeit eine 
Tätigkeit ausgeübt hat, die der Erwerbung für 
den Bundesdienst wichtiger Kenntnisse oder 
Erfahrungen diente, die im allgemeinen im 
Rundesdienst nicht erworben werden können, 
und die Berücksichtigung im öffentlichen Inter­
e~se liegt. 

(4) Von der Voransetzungriach Abs. 1 sind 
folgende Zeiten ausgeschlossen: 

1. die Zeit, die gemäß Abs. 2 Z. 1 zu berück­
sichtigen wäre, wenn der Vertragsbedienstete auf 
Grund einer solchen Beschäftigung einen Ruhe­
genuß bezieht, es sei denn, daß der Ruhegenuß 
nach den hiefür geltenden Bestimmungen wegen 
des bestehenden vertraglichen Dienstverhält­
nisses zum Bund zur Gänze ruht oder infolge 
der Berücksichtigung, der Dienstzeit für die Er­
mittlung des Vorrückungsstichtages ruhen würde; 

2. die Dienstzeit in einem' öffentlichen Dienst­
verhältnis, soweit sie nach den Vorschriften, die 
für dieses Dienstverhältnis gegolten haben, für 
die Vorrückung in höhere Bezüge nicht wirksam 
gewesen ist; 

3. die Zeit, die im Zustand der Amterunfähig­
keit zurückgelegt worden ist. 

(5) Aus berücksichtigungswürdigen Gründen 
kann das zuständige Bundesministerium im Ein­
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt Nachsicht 
von den Ausschlußbestimmungen des Abs. 4 Z. 2 
und 3 gewähren. 

(6) Die in Abs. 2 Z. 1 angeführten Zeiten sind 
in vollem Ausmaß voranzusetzen, wenn sie nach 
Erfüllung der gemeinsamen Erfordernisse für die 
Erlangung von Dienstposten der Verwendungs­
gruppe, die der Entlohnungsgruppe, in die die 
Aufnahme erfolgt, entspricht, und in einer Ver­
wendung zurückgelegt worden sind, die der Ver­
wendu~g in der Entlohnungsgruppe, in die die 
Aufnahme erfolgt, mindestens gleichwertig ist; 
soweit solche Zeiträume diesen Voraussetzungen 
nicht entsprechen, sind sie in dem Ausm,aß vor­
anzusetzen, in dem sie im Falle einer überstel­
lung aus der entsprechenden niedrigeren Ent­
lohnungsgruppe in die Entlohnungsgruppe, in die 
die Aufnahme erfolgt, gemäß den§§ 15 und 42 
für die Vorrückung anrechenbar wären. 

(7) Die in Abs. 1 lit. b und in Abs. 3 ange­
führten Zeiträume sind ohne weitere Kürzung 
voranzusetzen, wenn sie nach der Erfüllung der 
gemeinsamen Erfordernisse für die Erlangung 
von Dienstposten der Verwendungsgruppe,die 
der Entlohnungsgruppe,in die die Aufnahme 
erfolgt, entspricht, zurückgelegt worden sind; 
soweit solche Zeiträume diesen Voraussetzungen 
nicht entsprechen, sind sie in dem Ausmaß vor­
anzusetzen, in dem sie bei der überstelluQgaus 
der der Vorbildung entsprechenden niedrigeren 
Entlohnungsgruppe in die Entlohnungsgruppe, in 
die die Aufnahme erfolgt, gemäß den §§ 15 und 
42 für die Vorrückung anrechenbar wären. 

(8) Die mehrfache 'Berücksichtigung eines und 
desselben Zeitraumes ist - abgesehen von den 
Fällen des § 6 Z. 6 des Opferfürsorgegesetzes, 
BGBl. Nr. 183/1947 - unzulässig. Nicht zu 
berücksichtigen sind ferner die in Abs. 2 Z. 2 
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und 3 angeführten Zeiten, soweit sie in den in 
Abs. 2 Z. 7 angeführten vierjährigen Zeitraum 

. fallen. 
(9) Der Vorrückungsstichtag ist im Dienstver­

trag oder in einem Nachtrag zum Dienstvertrag 
anzuführen und soll möglichst gleichzeitig mit 
der Aufnahme des Vertragsbediensteten fest­
gestellt werden." 

3. § 40 erhält die Bezeichnung ,,§ 40 Abs. 1" j 
als Abs. 2 wird angefügt: 

,,(2) Die in den §§ 36 bis 38 des Gehaltsüber­
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 296/1968, 
enthaltenen Bestimmungen über die Vorausset­
zungen für die Ernennung auf einen Dienst­
posten der Lehrer und die Anlage zu Ab­
schnitt III azurn Gehaltsüberleitungsgesetz gelten 
als Bestimmungen über die Voraussetzungen für 
die Einreihung· in die Entlohnungsgruppen des 
Entlohnungsschemas I L. Hiebei entsprechen 

der Verwendungsgruppe L PA die Entloh­
nungsgruppe I pa, . 
der Verwendungsgruppe L 1 die Entlohnungs­
gruppe 11, 
der Verwendungsgruppe L 2 B die Entloh­
nung'sgruppe I 2 b, 
der Verwendungs gruppe L 2 HS die Entloh­
nungsgruppe 1 2 hs, 
der Verwendungsgruppe L 2 V die Entloh­
nungsgruppe I 2 v und 
der Verwendungsgruppe L 3 die Entlohnungs­
gruppe I 3." 

4. § 43 erhält die Bezeichnung ,,§ 43 Abs. 1"; 
als Abs. 2 wird angefügt: 

,,(2) Die in den §§ 36 bis 38 des Gehalts­
überleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 296/1968 
enthaltenen Bestimmungen über die Voraus­
setzungen für die Ernennung auf einen Dienst­
posten der Lehrer und die Anlage zu Ab­
schnitt III azurn Gehaltsüberleitungsgesetz 
gelten als Bestimmungen über die Voraussetzun­
gen für die Einreihung in die Entlohnungsgrup­
pen des Entlohnungsschemas n L. Hiebei ent­
sprechen 

der Verwendungsgruppe L PA die Entlbh­
nungsgruppe I pa, 
der Verwendungsgruppe L 1 die Entlohnungs­
gruppe 11, . 

der Verwendungsgruppe L 2 B die Entloh­
nungsgruppe I 2 b, 
der Verwendungsgruppe L 2 HS die Entloh­
nungsgruppe I 2 hs, 
der Verwendungsruppe L 2 V die Entloh-
nungsgruppe I 2 v und . 
der Verwendungsgruppe L 3 die Entlohnungs­
gruppe I 3." 

Artikel II 

(1) Für Vertragsbedienstete in einem aufrechten 
Dienstverhältnis, die vor dem 1. März 1969 in 
ein Dienstverhältnis, zu einer inländischen Ge­
bietskörperschaft aufgenommen wurden, sind bei 
Anwendung der Bestimmungen des § 26 des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 zusätzlich zu 
den im § 26 Abs. 2 des Vertragsbediensteten­
gesetzes 1948 angeführten Zeiten folgende nach 
der Vollendung des 18. Lebensjahres, liegende 
Zeiten gemäß § 26 Abs. 1 des Vertragsbedien­
stetengesetzes 1948 zur Gänze für die Stichtags­
festsetzung zu berücksichtigen: 

1. die in einem durch Dienstordnung geregelten 
Dienstverhältnis zu den österreichischen Bundes­
(Staats)bahnen in einer Beschäftigung mit mehr 
als der Hälfte des für Vollbeschäftigte vorge­
schriebenen Ausmaßes zurückgelegte Zeit, soweit 
sich nicht bei Anwendung des § 26 Abs. 6 des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 in der Fassung 
des Art. I eine Kürzung ergibt. Das gleiche 
gilt für die bei einer Landes- oder Privatbahn 
in einem durch eine gleichartige Dienstordnung 
geregelten Dienstverhältnis zurückgelegte Zeit, 
die aus Anlaß der übernahme in ein durch 
Dienstordnung geregeltes Dienstverhältnis zu den 
österreiehischen Bundes(Staats)bahnen für die 
Vorrückung angerechnet oder berücksichtigt 
worden ist; 

2. die Zeit, in der der Vertragsbedienstete auf 
Grund des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, 
BGBl. Nr. 152, oder des Opferfürsorgegesetzes, 
BGBl. Nr. 183/1947, Anspruch auf eine Beschä­
digtenrente oder Opferrente entsprechend einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 
90 v. H. oder auf Grund des Wehrmachtfürsorge­
und -versorgungsgesetzes vom 26. August 1938, 
deutsches RGBl. I S. 1077, Anspruch auf Rente 
für Arbeitsverwendungsunfähige gehabt hat; 

3. die Zeit, die dem Vertragsbediensteten in 
einem früheren Dienstverhältnis nach den Bestim~ 
mungen des Beamten-überleitungsgesetzes, 
StGBl. Nr. 134/1945, für die Vorrückung ange­
rechnet worden ist; 

4. die Zeit, während der der Vertragsbedien­
stete zur Erfüllung der allgemeinen Bundes­
dienstpflicht auf Grund des Bundesdienstpflicht­
gesetzes, BGBl. Nr. 102/1936, herangezogen war; 

5. die Zeit, während der der Vertragsbedien­
stete 

a) nach dem 13. März 1938 durch militärische 
Dienstleistung, durch Kriegsgefangenschaft 
oder einen anderen durch den Krieg gege­
benen Grund oder 

b) vom 4. März 1933 bis 27. April 1945 aus 
den im § 4 Abs. 1 erster Satz des Beamten­
überleitungsgesetzes angeführten Gründen 

am Eintritt in den öffentlichen Dienst behindert 
war, sofern nicht die Voraussetzungen der Z. 6 
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zutreffen; als Behinderung nach lit. a gilt jeden­
falls eine militärische Dienstleistung ab 1. Sep­
tember 1939; 

6. die Zeit, um die der Vertragsbedienstete 
das für die Aufnahme auf einen s,einem Dienst­
posten entsprechenden Dienstposten eines Beam­
ten vorgeschriebene Studium nur aus den in Z. 5 
lit. a und bgenannten Gründen später vollendet 
hat, als es nach den österreichischen Studienvor­
schriften frühestens möglich gewesen wäre. 

(2) Bei Anwendung des Abs. 1 Z. 5 und 6 
ist für V ertrags bedienstete, denen Behinderungs­
zeiten gemäß § 2 Abs. 4 und 5 der Vertrags­
bediensteten-Vordienstzeitenverordnung 1959, 
BGBl. Nr. 188, oder gemäß § 2 Abs. 4 der 
Vertragsbediensteten Vordienstzeitenverord­
nung, BGBl. Nr. 113/1948, zur Gänze angerechnet 
wurden, der angerechnete Zeitraum als gemäß 
Abs. 1 Z. 5 und 6 vorangesetzt anzusehen. 

Artikel III 

(1) Ober Ansuchen auf Anrechnung von Vor­
dienstzeiten ist in den Fällen, in denen die Wir­
kung der Anrechnung nach den Bestimmungen 
der Vertragsbediensteten -Vordienstzeitenverord­
nung 1959 in der Fassung der Verordnung BGBl. 
Nr. 276/1967 auf einen vor dem 1. März 1969 
liegenden Zeitraum zurückreichen würde, nach 
den bisherigen Vorschriften zu entscheiden. 

(2) Für die am 1. März 1969 in einem Bundes­
dienstverhältnis befindlichen Vertragsbediensteten 
gilt der Tag, der sich aus ihrer tatsächlichen 
Dienstzeit und den ihnen für die Vorrückung 
angerechneten Vordienstzeiten ergibt (fiktiver 
Dienstantrittstag), ab 1. März 1969 als Vorrük­
kungsstichtag im Sinne des § 19 Abs. 1 des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948. Der fiktive 
Dienstantrittstag ist bei Vertragsbediensteten der 
Entlohnungsgruppe d oder c, die vor dem 
1. Feber 1956 aufgenommen wurden, in der 
Weise zu ermitteln,. daß die Zeit, die für das 
Erreichen der bezugsrechtlichen Stellung, die sie 
gemäß Art. II Abs. 1 der 2. Vertragsbediensteten­
gesetz-Novelle, BGBl. Nr. 282/1960, erhalten 
haben, notwendig ist, dem 1. Feber 1956 voran­
gesetzt wird. 

(3) Vertragsbedienstete, die sich am 1. März 
1969 in einem Bundesdienstverhältnis befinden 
und mit denen kein Sondervertrag gemäß § 36 
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 abgeschlos­
sen wurde, können bis zum 31. Dezember 1969 
beantragen, daß ihr gemäß Abs. 2 geltender 
Vorrückungsstichtag neu festgesetzt wird. 

(4) Für Vertragsbedienstete, die einen Antrag 
gemäß Abs. 3 stellen, ist der Vorrückungsstichtag 
nach den Bestimmungen des§ 26 des Vertrags­
bedienstetengesetzes 1948 in der Fassung des 
Art. I und nach Art. II neu festzusetzen, wenn 
dieser Vorrückungsstichtag günstiger ist, als der 
nach Abs. 2. 

(5) Bei der Ermittlung des Vorrückungsstich­
tages gemäß Abs. 4 ist eine gemäß ,§ 2 Abs. 6 
der Vertragsbediensteten-Vordienstzeitenverord­
nung 1959 in der Fassung der Verordnung BGBl. 
Nr. 276/1967 angerechnete Behinderungszeit 
sowie eine gemäß § 2 Abs. 2 im Zusammenhang 
mit § 4 Abs. 2 zweiter Satz der Vertragsbedien­
steten-Vordienstzeitenverordnung 1959 öder 
gemäß § 2 Abs. 2 im Zusammenhang mit § 4 
Abs. 2 zweiter Satz der Vertragsbediensteten­
Vordienstzeitenverordnung, BGBl. Nr. 113/1948, 
angerechnete Zeit zur Gänze zu berücksichtigen. 

(6) Die bezugsrechtliche Stellung der Vertrags­
bediensteten, deren Vorrückungsstichtag nach 
Abs. 4 festgesetzt wird, ist um das Ausmaß zu 
verbessern, das sich aus dem Zeitraum der Ver­
besserung des Vorrückungsstichtages gemäß Abs.· 4 
gegenüber dem Vorrückungsstichtag nach Abs. 2 
ergibt. 

(7) Die Verbesserung des Vorrückungsstich­
tages gemäß Abs. 4-und die Verbesserung der 
bezugsrechtlichen Stellung gemäß Abs. 6 sind bei 
Vertragsbediensteten der Jahrgänge bis 1909 mit 
Wirksamkeit vom 1. Jänner 1970 und bei den 
übrigen Vertragsbediensteten mit Wirks,amkeit 
vom 1. Jänner 1972 durchzuführen. 

(8) Bei Vertragsbediensteten, die naclJ dem 
28. Feber 1969 mit Abfertigung aus dem Bundes­
dienstverhältnis ausscheiden, ist eine Verbesse­
rung gemäß Abs. 3 bis 6 abweichend von den 
Bestimmungen des Abs. 7 mit Wirkung vom 
Ersten des Monats des Ausscheidens aus dem 
Bundesdienstverhältnis durchzuführen. 

(9) Eine Anrechnung gemäß § 6 Z. 6 des 
Opferfürsorgegesetzes wh·d durch Maßnahmen 
nach Abs. 6 bis 8 nicht berührt. 

Artikel IV 

Sofern in diesem Bundesgesetz von höheren 
Lehranstalten gesprochen wird, sind darunter für 
die Zeit vor dem Wirksamwerden des Schul­
organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, mitt­
lere Lehranstalten bzw. Mittelschulen, wie Gym­
nasien, Realgymnasien, Realschulen, Frauenober­
schulen, Arbeitermittelschulen, Aufbaumittel­
schulen, Bundeserziehungsanstalten, Lehrer- und 
Lehrerinnenbildungsanstalten, Bildungsanstalten 
für Lehrer für den hauswirtschaftlichen oder für 
den gewerblichen Fachunterricht, Handelsakade­
mien, höhere Abteilungen an den technischen 
und gewerblichen Lehranstalten, Lehranstalten 
für Frauenberufe und höhere land- und forst­
wirtschaftliche Lehranstalten, zu verstehen. 

Artikel V 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. März 1969 
in Kraft. 
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(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird, 
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch, 
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesmini­
sters betreffen, dieser Bundesminister betraut. 

Artikel VI 

Die Anlage zu § 26 Abs. 3 des Vertragsbedien­
stetengesetzes 1948 wird durch folgende zu § 26 
Abs. 2 Z. 7 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
in der Fassung des Art. I gehörende Anlage 
ersetzt: 

"Anlage 
zu § 26 Abs. 2 Z. 7 

1. Das Höchstausmaß für die Berücksichtigung 
der Zeit des Hochschulstudiums nach § 26 Abs. 2 
Z. 7 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 be­
trägt: 

a) drei Jahre für die Studienrichtungen Che­
mie, Nachrichtentechnik und Elektrotech­
nik; 

b) zwei Jahre für die Studienrichtungen Bau­
ingenieurwesen, Medizin, Schiffstechnik und 
Technische Chemie; 

c) eineinhalb Jahre für die Studienrichtungen 
Physik, Architektur, Maschinenbau, Tech­
nische Physik, Wirtschaftsingenieurwesen, 
Kulturtechnik, Bergwesen, Hüttenwesen, 
Erdölwesen und Markscheidewesen; 

d) ein Jahr für die Studienrichtungen Theo­
logie, Psychologie, Tierheilkunde, Feue­
rungs- und Gastechnik, Papier- und Zell­
stoff technik und Forstwirtschaft; 

e) ein halbes Jahr für alle übrigen Studien­
richtungen. 

2. Als Beginn des Zeitraumes von vier Jahren 
ist, wenn das erste Semester ein Wintersemester 
war, der 1. Juli, wenn das erste Semester ein 
Sommersemester war, der 1. Jänner des betref­
fenden Jahres anzusehen. 

3. Wurde das Studium mit einem Trimester 
begonnen, so ist als Beginn desvierjährigen 
Zeitraumes, wenn das erste Trimester ein Som­
mer- oder Herbsttrimester war, der 1. Juli, wenn 
das erste Trimester ein Wintertrimester war, der 
1. Jänner des betreffenden Jahres anzusehen." 
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6 1198 der Beilagen 

Erläuternde Bemerkungen 

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
. nis vom 22. März 1968 den §. 12 Abs. 1 erster 
Halbsatz und den § 12. Abs. 2 erster Satz des 
Gehaltsgesetzes 1956 als verfassungswidrig aufge­
hoben. Diese Aufhebung machte die Neufassung 
dieser, die Vordienstzeitenanrechnung betreffen­
denBestimmungen erforderlich. Diese Neufas­
sung wird neben einigen weiteren Neuregelungen 
mit der im Entwurf vorliegenden 19. Gehalts­
gesetz-Novelle erfolgen. 

Da die Bestimmungen des § 26 des Vertrags­
bedienstetengesetzes 1948 sinngemäß den gleichen 
Wortlaut haben, wie die des § 12 des Gehalts­
gesetzes 1956, erscheint auch eine Neufassung 
der die Vordienstzeitenanrechnung betreffenden 
Bestimmungen des Vertragsbedienstetengesetzes 
erforderlich. Der Wortlaut der Neuregelung 
wurde soweit wie möglich der in der 19. Gehalts­
gesetz-Novelle verwendeten Textierung angepa:ßt. 

Die übrigen Neuregelungen der 19. Gehalts­
gesetz-Novelle brauchen in diesen Entwurf nicht 
übernommen zu werden, da sie entweder begriff­
lich nicht auf Vertragsbedienstete anwendbar sind 
(zum Beispiel Abfertigung für zeitverpflichtete 
Soldaten, Härteausgleich) oder weil das Vertrags­
bedienstetengesetz ohnehin bloß auf die entspre­
chenden Bestimmungen des Gehaltsgesetzes ver­
weist (Haushaltszulage, Auslandsbezüge, Dienst­
zulagen für Lehrer an Besuchsschulklassen). 

Zu den einzelnen Bestimmungen wird 
bemerkt: 

Zu Art. I Z. 1: 

Die Textierung des § 19 wird ähnlich wie 
§ 8 des Gehaltsgesetzes 1956 der Einführung des 
Vorrückungsstichtages, der etwa dem bisherigen 
,.fiktiven Dienstantrittstag" entspricht, angepaßt. 
Abs. 2 bringt eine Neufassung der Bestimmungen 
über die Berechnung des für die Vorrückung 
maßgebenden zweijährigen Zeitraumes in An­
lehnung an die im § 12 Abs. 2 Z. 1 des Gehalts­
gesetzes 1956 in der Fassung der 19. Gehalts­
gesetz-Novelle enthaltenen Regelungen. 

Zu Art. I Z. 2: 

Die Neufassung des § 26 entspricht der in der 
19. Gehaltsgesetz-Novelle unter Art. I Z. 4 ent­
haltenen Neufassung des § 12 des Geha:ltsgesetzes 
1956. 

§ 26 Abs. 1 enthält die grundsätzliche Unter­
scheidung zwischen zur Gänze und zur Hälfte 
für die Stichtagsfestsetzung zu berücksichtigenden 
Zeiten. 

Zu § 26 Abs. 2: Die Liste der voll zu berück­
sichtigenden Zeiten wurde auf jene beschränkt, 
die für künftig eintretende Vertragsbedienstete 
in Betracht kommen dürften. Die Z. 1 bis 5 
entspreche~ - abgesehen von Z. 1 (Gebiets­
körperschaften) - im wesentlichen den im § 2 
der Vertragsbediensteten-Vordienstzeitenverord­
nung 1959 enthaltenen zur Gänze anrechenbaren 
Zeiten. Die Z. 6 und 7 entsprechen in möglichst 
wörtlicher Anlehnung den derzeitigen Abs. 3 
und 4 des § 26 des Vertragsbedienstetengesetzes 
1948. ' , 

Zu § 26 Abs. 3: Diese Regelung entspricht im 
wesentlichen den Bestimmungen des § 2 Abs. 2 
und § 4 Abs. 2 der Vertragsbediensteten-Vor­
dienstzeitenverordm}ng 1959. Die Neufassung soll 
die Voraussetzung für die Berücksichtigung 
sonstiger Zeiten genauer als bisher umschreiben. 

Zu § 26 Abs. 4 und 5: Diese Bestimmungen 
enthalten jm wesentlichen die bisher im § 3 der 
Vertragsbediensteten Vordienstzeitenverord­
nung 1959 vorgesehenen Regelungen. 

Zu § 26 Abs. 6 und 7: Diese Bestimmungen 
regeln in Anlehnung an § 4 der Vertragsbedien­
steten-Vordienstzeitenverordnung 1959 das Aus­
maß der. Berücksichtigung im Hinblick auf die 
Erfüllung der gemeinsamen Erfordernisse für die 
Erlangung von Dienstposten der Verwendungs­
gruppe, die der Entlohnungsgruppe des Ver­
tragsbediensteten entspricht, in die die Aufnahme 
erfolgt, oder die Art der Verwendung und ver­
weisen in diesem Zusammenhang auf die im 
Vertragsbedienstetengesetz 1948 enthalt~nen 
übersteIlungsbestimmungen. 
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Zu Art. I Z. 3 und 4: 

Im § 6 Abs. 2 der 2. Vertragsbediensteten­
gesetz-Novelle wurde bestimmt, daß für die Ein­
reihung der Vertragslehrer in Entlohnungs­
gruppen die Bestimmungen der Lehrer-Dienst­
zweigeverordnung, BGBL Nr. 103/1958, gelten. 
An die Stelle dieser Verordnung traten die mit 
der Novelle BGBL Nr. 296/1968 dem Gehalts­
überleitungsgesetz eingefügten Bestimmungen. 
Durch die vorliegenden Neufassungen soll der 
Text des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
dieser geänderten Rechtslage angepaßt werden. 

Zu Art. 11: 

Nach dieser Bestimmung sollen .für die Fest­
setzung des Vorrückungsstichtages Zeiträume 
berücksichtigt werden, die bei den bereits am 
1. März 1969 in einem Dienstverhältnis stehenden 
Bediensteten, aber kaum mehr bei künftig ein­
tretenden Bediensteten in Betracht kommen 
können und mit denen daher die Dauerlösung 
des § 26 nicht belastet werden soll. Die einzige 
mat:rielle Änderung gegenüber den bisherigen 
BestImmungen tritt insofern ein, als Behinde­
rungszeiten (Art. 11 Abs. 1 Z. 5 und 6 und Abs. 2) 
auch dann voll angerechnet werden können, wenn 
der Vertragsbedienstete nicht innerhalb von fünf 
Jahren nach Wegfall der Behinderung in den 
öffentlichen Dienst eingetreten ist. Die Regelung 
des Abs. 2 soll eine Wiederholung des bereits 
durchgeführten Verfahrens vermeiden. 

Zu Art. III: 

In diesem Artikel wird die Behandlung der 
bereits in einem Bundesdienstverhältnis befind-

lichen Vertragsbediensteten im Hinblick auf die 
Neuregelung. der Vordienstzeitenanrechnung 
geregelt. 

Abs. 1 enthält Bestimmungen über die An­
rechnungs fälle, die auf einen vor dem 1. März 
1969 liegenden Zeitraum zurückreichen, während 
die Abs. 2 bis 5 das Verfahren zur Feststellung 
des Vorrückungsstichtages der am 1. März 1969 
in einem Bundesdienstverhältnis befindlichen 
Vertragsbediensteten regeln. Gemäß Abs. 6 wirkt 
sich die Stichtagsverbesserung automatisch auf 
die bezugsrechtliche Stellung aus. 

Im Hinblick auf die zu erwartenden Kosten 
soll die Auswirkung einer Stichtagsverbesserung 
auf mehrere Jahre verteilt werden (Abs. 7 un~ 8). 

Zu Art. IV: 

Diese Regelung berücksichtigt den Umstand, 
daß das Schulorganisationsgesetz die Bezeichnung' 
der früheren Mittelschulen bzw. mittleren Lehr­
anstalten geändert hat. 

Zu Art. V: 

Die Bestimmungen über d,as Inkrafttreten sind 
den die Neuregelung der Vordienstzeitenanrech­
nung in der 19. Gehaltsgesetz-Novelle betref­
fenden Bestimmungen angepaßt. 

Zu Art. VI: 

Dieser Artikel enthält die Anlage zu § 26 
Abs. 2 Z. 7 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, 
deren Text von der bisherigen Anlage nur gering-
fügig abweicht. . 
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